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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Im Jahr 2023 behandelte das Parlament eine Vielzahl von Motionen zum Thema Asyl,
die meisten davon wurden jedoch bereits im Erstrat abgelehnt. 

Darunter befanden sich etliche Vorstösse aus der Feder der SVP-Fraktion oder deren
Mitglieder, so etwa eine Serie von Geschäften mit der Forderung nach verstärkten
«Massnahmen gegen die illegale Migration», die darauf abzielen sollten, Sans Papiers
die Anwesenheit in der Schweiz zu erschweren. Die entsprechenden sieben Motionen
wurden vom Nationalrat abgelehnt (Mo. 21.3487; Mo. 21.3488; Mo. 21.3489; Mo. 21.3490;
Mo. 21.3491; Mo. 21.3492; Mo. 21.3493), wobei lediglich zwei dieser Vorstösse ein paar
weitere befürwortende Stimmen aus anderen Fraktionen erhielten. Zwei
parlamentarische Initiativen mit ähnlicher Stossrichtung wurde im Berichtsjahr keine
Folge gegeben (Pa.Iv. 21.445; Pa.Iv. 21.446) und auch eine weitere Motion eines SVP-
Vertretenden, die die Banken dazu verpflichten wollte, regelmässig zu überprüfen, ob
sich Inhaberinnen und Inhaber ihrer Bankkonten nicht irregulär in der Schweiz
aufhalten (Mo. 21.3560), wurde schon im Erstrat abgelehnt.

Ein weiterer Schwerpunkt der SVP-Forderungen betraf die Durchführung von
Asylverfahren ausserhalb der Schweiz (Mo. 21.3785; Mo. 21.3992; Mo. 22.4397; Mo.
23.3086; Mo. 23.3851; Mo. 23.3950). Weder im Ständerat noch im Nationalrat fanden
sich allerdings Stimmen ausserhalb der SVP-Fraktion, womit alle Vorstösse auch hier
jeweils schon im Erstrat scheiterten. 

Abgelehnt wurden auch weitere Motionen von Mitgliedern der SVP-Fraktion, darunter
ein Vorstoss betreffend die Globalpauschale für asylsuchende und schutzbedürftige
Personen (Mo. 21.4295), eine Motion zur Unterbindung der irregulären Migration von
männlichen Afghanen (Mo. 23.4246), eine Motion zu den mit der Neustrukturierung des
Asylbereichs geschaffenen Rechtsvertretenden (Mo. 21.3993), eine Forderung zur
Bereitstellung der Armee- und Bundesliegenschaften für Schutzsuchende (Mo.
22.4506), die Forderung zur Wiedereinführung von Grenzkontrollen (Mo. 22.4397; Mo.
23.3086) sowie zwei Motionen, die eine im Sinne der SVP konsequente Durchsetzung
des Dublin-Abkommens forderten (Mo. 23.3200; Mo. 23.3211): Auf Asylgesuche sollte
laut der SVP nur eingetreten werden, wenn die betreffende Person glaubhaft versichern
kann, dass sie nicht über ein angrenzendes Land eingereist ist. Einen Teilerfolg konnte
indes ein ähnliches Anliegen verbuchen; so nahm der Nationalrat in der Herbstsession
2023 eine Motion der FDP-Fraktion an (Mo. 23.3533), die unter anderem forderte, dass
der Bund auf Asylgesuche von Personen, die sich zuvor in einem sicheren Drittland
aufgehalten hatten, konsequent nicht mehr eintritt. 

Auch Forderungen von Links-grün waren nicht von Erfolg gekrönt. Darunter befanden
sich einige Vorstösse, die eine Verbesserung der Situation von Asylsuchenden
verlangten, etwa eine Motion für die Wiedereinführung des Botschaftsasyls (Mo.
21.3273), für die Schaffung eines Flüchtlingsstatus für Klimaopfer (Mo. 22.3092), zur
alternativen Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden (Mo.
21.3710), für eine bessere Berücksichtigung des Gesundheitszustands von
Asylbewerbenden in Bundesasylzentren (Mo. 21.3250) oder zur verstärkten
psychologischen Unterstützung von Geflüchteten mit Schutzstatus S (Mo. 22.3090).
Vertretende der Grünen und der SP-Fraktion hatten zudem Motionen zur privaten
Unterbringung (Mo. 22.4147) und zur Unterbringung in umgestalteten Bundesasylzentren
(Mo. 21.3711) sowie für ein Moratorium zum Bau neuer Bundesasylzentren (Mo. 21.3672)
eingereicht, die ebenfalls 2023 schon im Erstrat abgelehnt wurden. Das gleiche
Schicksal ereilte auch eine Motion, die die Berufsvorbereitung für Geflüchtete und
andere spät Zugewanderte erleichtern wollte (Mo. 21.4064). 

Ebenfalls abgelehnt wurde eine von links-grüner Seite eingereichte Motion zur
Neubeurteilung von Asylgesuchen aus Afghanistan (Mo. 21.4055). Kurz nach Ablehnung
letzterer Motion beschloss das SEM im Juli jedoch eine Praxisänderung, gemäss welcher
weiblichen afghanischen Asylsuchenden grundsätzlich die Flüchtlingseigenschaft
zuzuerkennen ist. Diese Praxisänderung stiess bei Vertretenden der FDP und SVP auf
Widerstand, der sich in Form mehrerer neu eingereichter Vorstösse (Mo. 23.4020; Mo.
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23.4241; Mo. 23.4246; Mo. 23.4247) und einer ausserordentlichen Session ausdrückte.
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